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A. Bericht des Abgeordneten Hahn: 


Der Bundestag hat in seiner 101. Sitzung am 
22. September 1955 den Entwurf einer Zweiund- 
vierzigsten Verordnung über Zoiisatzänderungen 
(Stärke und Stärkemehl) an die Ausschüsse für 
Außenhandelsfragen und für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten zur Beratung überwiesen. 
Die Federführung liegt beim Ausschuß für Außen- 
handclsfragen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat sich einstimmig gegen die Vor- 
lage ausgesprochen. 

Über die abschließende Beratung im Avißerihan- 
delsausschuß ist folgendes zu berichten: 

Der Entwurf der Zweiundvierzigsten Verord- 
nung über Zoiisatzänderungen sieht für die Zeit 
vom 1. Oktober 1955 bis 30. September 1958 eine 
Senkung des Zollsatzes für Stärke und Stärkemehl 
von Mais und Weizen auf 15 ^/o des Wertes vor. 
Für Stärke und Stärkemehl von Kartoffeln sieht 
der Entwurf für die Zeit vom 1. Oktober 1955 bi^ 
30. September 1958 im Rahmen eines Zollkontin- 

Bonn, den 23. November 1955 


gents bis zu einer Jahreshöchstmenge von 20 000 t 
ebenfalls eine Senkung des Zollsatzes auf 15 Vo des 
w'ertes vor. 

Die deutsche Stärkeindustrie befindet sich in- 
folge der hohen Rohstoffpreise in einer schwieri- 
gen wirtschaftlichen Lage. Für die Preisbildung 
der Kartoffelstärke ist von ausschlaggebender Be- 
deutung, daß es unserer Landwirtschaft bisher 
nicht möglich war, stärkehaltigere Kartoffeln für 
die Industrie anzubauen. Würde der Zollsatz jetzt 
herabgesetzt, wäre die Industrie auf die ausschließ- 
liche Verarbeitung ausländischer Kartoffeln ange- 
wiesen. Dadurch kämen vor allem viele kleinere 
landwirtschaftliche Betriebe, deren Hauptabneh- 
mer die Stärkefabriken sind, in eine nicht zumut- 
bare Lage. Eine Verringerung des Zollschutzes er- 
scheint aus diesem Grunde nicht vertretbar. Nach 
einer eingehenden Diskussion sah sich deshalb die 
Mehrheit des Ausschusses in Übereinstimmung mit 
dem einstimmigen Beschluß des Ernährungsaus- 
schusses außerstande, dem Verordnungsentwurf 
seine Zustimmung zu geben. 
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Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Verordnungsentwurf — Drucksache 1637 — 
abzulehnen. 

Bonn, den 18. November 1955 
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